
NATO erklärte, berühre auch 
ein Ratifikationsakt des Ver­
trages zwischen der UdSSR 
und der BRD keineswegs die 
allgemeine militärische Pla­
nung, einschließlich der nu­
klearen Planung. Auf der 
NATO- Parlamentarier - Konfe­
renz im November 1970 in Den 
Haag beschwor Schmidt die 
USA, ihre militärischen Kräfte 
in Europa um jeden Preis zu 
belassen. Er trat nicht für die 
Reduzierung der USA-Trup- 
pen, sondern für eine Verstär­
kung der „substantiellen 
Kräfte“ ein und versprach, aus 
dem Steuereinkommen der 
Bundesbürger zusätzlich 1,4 
Milliarden DM zur Verfügung 
zu stellen.

Vor allem durch die uneinge­
schränkte Zustimmung zur 
USA-Globalstrategie, durch die 
Unterstützung der USA-Ag­
gression in Indochina und 
durch die Förderung aller re­
aktionären Bewegungen, die

Stärker als je zuvor prägt 
sich unter der SPD/FDP-Re- 
gierung die weitere Konzentra­
tion der Macht des Rüstungs­
kapitals in der BRD aus. Die 
ökonomische Macht der Ex­
pansionspolitik des westdeut­
schen Imperialismus ist seit 
d§m Regierungsantritt der 
SPD/FDP-Koalition weiter ge­
stärkt worden. Den maßgeb­
lichen Rüstungsindustriellen, 
der finanziellen und politi­
schen Basis des Rechtskartells 
unter Führung von Strauß, 
kommt die konzentrationsför­
dernde Politik des SPD-Mini- 
sters Schiller dabei genauso 
entgegen wie die „Verteidi­
gungspolitik“ des SPD-Kriegs- 
ministers Schmidt. Unter seiner 
Regie hat der Wehretat der 
BRD die 20-Milliarden-Grenze 
überschritten. Helmut Schmidt 
schraubte die Forderungen für 
1970 um rund 1 Milliarde hö­
her als sie sein CDU-Vorgän-

sich gegen Frieden, Demokra­
tie, nationale Unabhängigkeit 
und Sozialismus in der Welt 
richten, hat sich die Regierung 
Brandt/Scheel das „Vertrauen“ 
der Imperialisten in den USA 
erworben. Selbst großbürger­
liche Kreise der BRD und der 
USA halten den sozialdemo­
kratischen Kriegsminister 
Schmidt für den besten Ver­
fechter der Interessen des Im­
perialismus und Militarismus 
an der Spitze der Bundes­
wehr.

Bei diesem System geht es um 
die Militarisierung des gesam­
ten gesellschaftlichen Lebens 
in der BRD mit dem Ziel, alle 
Ressourcen der Wirtschaft, des 
Territoriums und der Bevöl­
kerung der Rüstungswirtschaft 
und gegebenenfalls der Krieg­
führung unterzuordnen. Die 
Gesamtkosten für dieses Sy­
stem sind in den Geheimplä­
nen der NATO mit 3,8 Mil­
liarden DM veranschlagt.

ger Schröder ursprünglich für 
1970 konzipiert hat.
Die BRD nimmt mit ihrem 
Wehretat, der mit etwa 21,8 
Milliarden den weitaus größ­
ten Posten im Haushalt der 
BRD 1971 hat, hinsichtlich der 
Erhöhung ihrer Militärausga­
ben mit die Spitze der NATO- 
Staaten ein. Schmidt betonte

Im „Arbeitskreis Rüstungs­
wirtschaft“, der im Jahre 1970 
gebildet wurde, sind 27 füh­
rende Rüstungsunternehmen 
der BRD mit den führenden 
Spitzen des militärischen Ap­
parates vereint. Den Vorsitz 
führt bezeichnenderweise einer 
der maßgeblichen Repräsen­
tanten des Flick-Konzerns, 
Wolfgang Pohle, der außer­
dem ein Duzfreund von SPD- 
Minister Schmidt ist.
Schmidt unterstützt und för-

erst im Februar 1971 dazu 
wörtlich: „Was ich mache, ist 
sozialdemokratische Politik.“

Damit die Steuergroschen zu­
nehmend in die Taschen der 
Rüstungskonzeme fließen, wur­
de der Konzern direktor Momm­
sen, ein ehemaliger Hauptabtei- 
Lungsleiter im faschistischen 
Rüstungsministerium, heute In­
teressenvertreter führender 
Eisen- und Stahlkonzerne und 
anderer Monopolvereinigungen 
der BRD, von Schmidt als 
oberster Rüstungsbeauftragter 
eingesetzt.
Mommsen arbeitete unter der 
faschistischen Herrschaft be­
reits in der ehemaligen 
„Reichsgruppe der Industrie“ 
und als Hauptabteilungsleiter 
im faschistischen Rüstungs­
ministerium für die militäri­
sche und ökonomische Spitze 
des Nazireiches.

In seiner neuen Funktion 
als Staatssekretär für Wehr­
technik und Beschaffung be­
schäftigt sich Mommsen heute 
mit allen Fragen, die die 
Ausrüstung der westdeutschen 
Bundeswehr betreffen. In die­
sem Zusammenhang unter­
stützt Mommsen das Profit­
streben der Monopolvereini- 
gungen und sichert ihnen vor 
allem ein außerordentliches 
Mitspracherecht auf dem mili­
tär-ökonomischen Sektor der 
BRD.

dert aktiv die Bestrebungen 
von Mommsen und Pohle, 
durch das Kriegsministerium 
der BRD eine direkte Ver­
zahnung von militärischer 
Führung und Wirtschaft auf 
sämtlichen Führungsebenen zu 
erreichen. So sollen militäri­
sche Führungskräfte in Posi­
tionen der westdeutschen 
Wirtschaft eingesetzt und um­
gekehrt Monopolvertreter in 
militärische Führungsstäbe 
überwechseln — je nachdem,
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